CETA – Das EU-Handelsabkommen mit Kanada darf NICHT von Bundestag und Bundesrat genehmigt werden!  Die Bayrische SPD-Fraktion und die 'Grünen' werden dagegen stimmen.  Wir fordern dies auch von den Abgeordneten aller Parteien in Bund und Ländern

· Wir wollen keine weitere Privatisierung von Gemeineigentum,

· Keine Sondergerichte und Sonderrechte für Investoren

· der Schutz der Umwelt und die Gesundheit der Menschen müssen vor Profitinteressen stehen 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger!
Im Rahmen der Europäischen Union werden seit langem viele sogenannte 'Freihandels-abkommen' verhandelt. Das Bekannteste war TTIP mit den USA. Eine Europäische Bürger-initiative hatte über 3,5 Mio Unterschriften dagegen gesammelt. Große Protestdemonstra-tionen sind durch die europäischen Städte gezogen, Hannover erlebte 2016 seine bisher größte Demonstration mit 60 000 Teilnehmern. Die USA haben die Verhandlungen schließlich 2017 abgebrochen. Nun werden sie wieder aufgenommen.  
CETA, das Handelsabkommen mit Kanada wird bereits – trotz großer Ablehnung der Bevölkerung - in großen Teilen angewendet. Für ein endgültiges Inkrafttreten muss noch das Kapitel des Investorenschutzes von den Länderparlamenten genehmigt werden. Auch gibt es noch Klagen vor dem Bundesverfassungsgericht. CETA enthält weitgehende „Marktzugangserleichterungen“ und eine Ausweitung der Rechte der Investoren.
'Freihandelsabkommen' werden von Industrienationen  angestrebt, um ihren Waren  Preisvorteile  auf dem Weltmarkt zu sichern. Vor allem die EU-Abkommen mit Afrikani-schen Ländern- die EPAs (Economic Partnership Aggrements) erzwingen eine totale Marktöffnung zu Lasten der noch gering entwickelten Wirtschaften. Ihre Waren können dem Konkurrenzdruck der EU-Billigimporte nicht standhalten – so kommen sie auf keinen grünen Zweig. Ihre Ressourcen: Bodenschätze, Ackerland und Fischbestände, werden von EU-Firmen ausgebeutet. Armut, Aufstände und ein gnadenloser Kampf ums Überleben treibt die Menschen schon heute aus ihren Heimatregionen. Sie landen schließlich als „Wirtschafts“-flüchtlinge auch bei uns. Die Existenzprobleme, die wir dort mit unserer Wirtschaftspolitik erzeugen, sind eine der Hauptfluchtursachen dieser Menschen. 
Was bedeuten die Freihandelsabkommen für uns? Sie nutzen nicht unserer Binnen-wirtschaft: Sie gerät unter noch stärkeren Konkurrenzdruck. Freie Bahn bekommen hingegen die kapitalstarken, internationalen Investmentfirmen. Schon jetzt sind viele Objekte in ihrer Hand: Krankenhäuser, Autobahnen, Pflegeheime, Regionalbahnen usw. Heute können Privatisierungen noch rückgängig gemacht werden. Der Investorenschutz in den Freihan-delsverträgen soll jedoch eine Rekommunalisierung dieser Einrichtungen verhindern. Zurzeit wird auch ein EU-Vertrag mit Japan 'JEFTA' abgeschlossen, in welchem die Wasserwirtschaft für Privatisierung zugelassen  wird. Wasser war immer und ist ein lebenswichtiges Gemeingut, es darf niemals in den Besitz von Privaten gelangen!
-  Das Gebot der 'Nicht-Diskriminierung' wird einklagbares Recht: Bei Ausschreibungen gilt dann strikte „Gleichbehandlung“. Jeder Investor, jede anonyme Kapitalgesellschaft kann örtliche Bewerber unterbieten. Die regionale Wirtschaft wird dadurch kaputt gemacht.
- Es soll das 'Prinzip der 'Billigkeit' gelten. Das bedeutet: was einem Investor gewährt wurde, z.B. Erschließungsleistungen durch die Gemeinde, das kann auch jeder Andere  einklagen. Jegliche Regulierung und örtliche Wirtschaftsförderung wird damit unterbun-den. 
Unsere Regierung brüstet sich mit ihrer 'Schwarzen Null' im Haushalt. Aber wenn die öffentliche Hand selbst nicht mehr investieren kann, werden private Investoren gebraucht und hier bekommen die „günstigsten Angebote“ den Zuschlag. So wird die öffentliche Daseinsvorsorge, mit wenigen Ausnahmen, für Privatisierungen geöffnet. Hier geht um nichts anderes als den drohenden Ausverkauf von Gemeinschaftsgütern.
-  Welche Verpflichtungen gegenüber den Bürger_innen werden dem Investor im Gegenzug auferlegt? Z.B. auf bezahlbaren Wohnraum, auf gute Krankenversorgung und Pflege?  Keine! Wie können gemeinnützige Einrichtungen wie Büchereien, Schwimmbäder, Theater, Schulen, vor der Profitgier eines privaten Investors geschützt werden? Das steht nicht in den geplanten EU- Marktöffnungsabkommen.  Sind diese erst einmal verkauft, kann der Investor, wie die viel zitierte  'Heuschrecke', das Maximale an Gewinn oder Rendite herausholen. Er kann das Objekt herunterwirtschaften bis zur Insolvenz und es dann weiter verkaufen, ohne dass man ihn für den Schaden, den er angerichtet hat, zur Rechenschaft ziehen kann. Er ist ja der Eigentümer! Was dabei herauskommt, erleben wir bereits jetzt vor allem in der Wohnungswirtschaft. Die Versorgung und das Wohlergehen der Menschen bleiben oft auf der Strecke. 
Der Investorensschutz geht aber noch sehr viel weiter. Wenn sich Rahmenbedingungen ändern, z.B. aufgrund einer Gesetzesänderung, hat der Investor ein 
-  Sonderklagerecht gegenüber dem Staat und zwar vor einem übernationalen Schiedsgericht. Er kann Entschädigung für entgangenen und sogar zukünftigen Gewinn verlangen. Hier wird das unternehmerische Geschäftsrisiko, das jeder Bauer und Handwerker selbst tragen muss, in Form von Regressansprüchen in Mio Höhe auf den verklagten Staat abgewälzt. Das muss uns als Steuerzahler_innen in höchstem Maße empören. Z.B. hat der AKW-Betreiber Vattenfall den Deutschen Staat wegen der Verkürzung der Laufzeit seiner Kraftwerke auf unglaubliche 4,7 Mrd € verklagt. 
Auf Grund einer Unzahl von Ansprüchen und Rechten, welche die Investoren mit den EU-Handelsabkommen TTIP - CETA – JEFTA und andere - geltend machen können, werden Klagen an der Tagesordnung sein. Es gibt keine Berufung, das Urteil der Schiedsrichter muss akzeptiert werden. Mit diesem einseitigen, außerstaatlichen Unternehmer-Klagerecht wird unser im Grundgesetz verankertes Rechtssystem ausgehebelt. 
- Ein 'Rat für regulatorische Kooperation', der sich aus EU-Beamten und  Lobbyisten zusammensetzt, soll künftig die EU-Verordnungen im Vorfeld so anpassen, dass „hemmende“ Standards und Vorschriften wie Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsschutz möglichst umgangen werden. So wird von vornherein sichergestellt, dass die Wirtschafts-interessen optimal berücksichtigt werden. Wie kann der nationale Gesetzgeber da noch Fortschritte auf sozialem oder  ökologischem Gebiet durchsetzten, wenn ihm durch horrende Klagedrohungen und EU-Beschränkungen die Hände gebunden werden?
Wir fordern Öffentlichkeit der Verhandlungen, die Beteiligung von Gewerkschaften, Umwelt- und Verbraucherschutzverbänden. Wir Bürgerinnen und Bürger wollen nicht länger vor vollendete Tatsachen gestellt werden! Wir wollen mitentscheiden, was völkerrechtlich verbindlich, auch für zukünftige Regierungen, vereinbart wird.  
Denn hier geht es darum, wie wir, unsere Kinder und Enkel, 
in Zukunft in diesem Land leben werden.  
Bitte informieren Sie sich, bevor es zu spät ist!
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